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V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 

aufgenommen am Dienstag, 24.06.2003 über die Sitzung des Gemeinderates.

Tagungsort:     Gemeindeamt Tiefgraben

Anwesende:  
1. 
Bürgermeister Matthias Reindl


2.
Vizebürgermeister Johann Schwaighofer

3. Gemeindevorstand August Wieneroither

4. Gemeindevorstand Paul Putz

5. Gemeindevorstand Anton Landauer

6. Gemeindevorstand Johann Pöllmann

7. Gemeinderat Mag. Johann Wiedlroither

8. Gemeinderat Johann Fischhofer

9. Gemeinderat Andreas Landauer

10. Gemeinderat Martin Dorfinger

11. Gemeinderat Susanna Kroiss

12. Gemeinderat Andreas Ramsauer

13. Gemeinderat Matthias Dirnberger

14. Gemeinderat Johann Parhammer

15. Gemeinderat Alois Fischhofer

16. Gemeinderat Matthias Rauchenschwandtner

17. Gemeinderat Friedrich Ramsauer

18. Gemeinderat Johann Ziegler

19. Gemeinderat Matthias Spielberger

20. Gemeinderat Werner Gaderer

21. Gemeinderat Dipl.Ing. Dr. Peter Baum 

22. Gemeinderat Gertraud Strobl

23. Gemeinderat Eva Nowak

24. Ersatzmitglied Walter Kühleitner

25. Ersatzmitglied Werner Gaderer

Entschuldigt ferngeblieben:
Gemeindevorstand Doris Sponer 






Gemeinderat Dr. Rudolf Brandstötter

Zuhörer:
3 Personen

Beginn:
19.00 Uhr

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und trifft die Feststellung, dass

a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der Tagesordnung ergangen sei,

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeinderates ordnungsgemäß kundge-macht wurde,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,
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d) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 18.03.2003, Nr. 1/2003 während der Sitzung zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss einge-bracht werden können,

e)  zum Schriftführer Amtsleiter Stefan Eibensteiner bestellt wird,

f) 
zum Protokollführer für die heutige Verhandlungsschrift GV. Johann Pöllmann für die FPÖ, GR. Fritz Ramsauer für die SPÖ und GR. Dipl.Ing. Dr. Peter Baum für die MBI namhaft gemacht werden;

T a g e s o r d n u n g    u n d    B e s c h l ü s s e

1. 
Einleitung von Flächenwidmungsplanänderungen gem. § 36 Abs. 3 OÖ. ROG 1994 idgF (Antragsteller Marco Sillaber/Manuela Suttner – Bereich Pz. 1252/1, KG. Hof und Antragsteller Andreas und Elfriede Harz, Irrseeweg 13 – Bereich Pz. 310/1, 306, 310/9, KG. Hof);


Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die zwei vorliegenden Flächenwidmungsplan-einleitungen im Bauausschuss bereits behandelt wurden und dieser die Behandlung durch den Gemeinderat empfohlen hat.

Zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.11. der Antragsteller Marco Sillaber/ Manuela Suttner, Am Gaisberg 41, weist er darauf hin, dass eine Teilfläche aus Grund-stück 1252/1 neu als Wohngebiet gewidmet werden soll und anstelle dessen zwei Teil-flächen aus der Baufläche 194 bzw. aus Parzelle 1252/3 in Grünland/Wald zurückgewid-met werden sollen. Die Antragsteller planen den Neubau eines Einfamilienhauses und soll gleichzeitig das Gebäude auf Baufläche 194 bis auf den Keller abgetragen und ein nor-males Wohnhaus errichtet werden. Die Vorbegutachtung mit den Fachbeamten des Landes (Kolb und Matzinger) brachten eine Zustimmung zur Änderung.


Der Bauausschussobmann Anton Landauer weist darauf hin, dass der Bauausschuss die gegenständliche Umwidmung befürwortet hat und stellt den Antrag, die im Plan rot dar-gestellte Teilfläche aus dem Waldgrundstück 1252/1 in Bauland/Wohngebiet umzuwid-men und im Gegenzug die zwei grün dargestellten Teilflächen aus Baufläche 194 und Grundstück 1252/3 von derzeit Bauland/Wohngebiet in Grünland/Wald zurückzuwidmen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen


Änderung 3.12. – Antragsteller Harz Andreas + Elfriede, Irrseeweg 13, 4893 Zell am Moos; Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes 310/1, 306, 310/9, KG. Hof von landwirtschaftlichen Grünland auf Wohngebiet im Ausmaß von ca. 2.800 m².


Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Antragsteller eine notwendige Hausstocker-neuerung im Bauernhof vornehmen müssen und die Finanzierung durch einen Baugrund-verkauf erfolgen soll. Weiters sollte eine Parzelle für weichende Erben bestimmt werden. Im Zuge einer Vorbegutachtung haben die Fachbeamten des Landes ihr Einverständnis in Aussicht gestellt. 

Weiters gibt der Bürgermeister noch bekannt, dass kürzlich in diesem Bereich der Orts-kanal neu gebaut wurde.
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Bauausschussobmann Anton Landauer weist darauf hin, dass sich der Bauausschuss ein-stimmig für die Einleitung dieser Flächenwidmungsplanänderung ausgesprochen habe und stellt er den Antrag auf Umwidmung einer Teilfläche von rund 2.800 m² aus den Grund-stücken 310/1, 306, 310/9, KG. Hof von derzeit landwirtschaftlichen Grünland in Wohn-gebiet.


GR-Ersatzmitglied Walter Kühleitner führt aus, dass sich die MBI-Fraktion diese Umwid-mung an Ort und Stelle angesehen hat und mit dem, was im Bauausschuss und bisher in der Gemeinderatssitzung gesagt wurde, nicht übereinstimmt. 

Der Gemeinderat hat im Vorjahr ein örtliches Entwicklungskonzept mit Funktionsplan beschlossen und widerspricht die vorgesehene Erweiterung im Bereich der Liegenschaft Harz den Richtlinien des Entwicklungskonzeptes. Bei der gegenständlichen Flächenwid-mungsplanänderung sollte nun über eine im Entwicklungskonzept definitiv gezogene Bau-landgrenze hinausgegangen werden. Das örtliche Entwicklungskonzept wurde für einen Planungsbereich von 10 Jahren abgestimmt und sollte es daher derzeit auf keinen Fall eine Erweiterung dieser Planungsrichtlinien geben. Zur positiven Begutachtung durch die Fachbeamten Kolb und Matzinger weist Kühleitner darauf hin, dass er mit Hofrat Kolb telefoniert habe und teilte ihm dieser mit, dass seine Stellungnahme nicht so wie vom Bürgermeister bzw. Bauausschussobmann dargestellt, gegeben wurde. Hofrat Kolb habe lediglich eine geringfügige Abrundung des bestehenden Baulandes im nördlichen Bereich beim Graben als zustimmend angesehen. Für die MBI ist es daher unvorstellbar, dass dieser Umwidmung zugestimmt wird. Kühleitner habe sich auch die Mühe gemacht, ein Foto über den gegenständlichen Bereich anzufertigen, welches er den anwesenden Ge-meinderäten zur Verdeutlichung dieser Lage vorzeigt. Für die Bürgerinitiative kann daher eine Erweiterung nur in jenen Bereich, in denen es das örtliche Entwicklungskonzept zulässt, erfolgen.


Hiezu führt Bürgermeister Reindl folgendes aus:


Der Funktionsplan ist der Gemeindevertretung sehr wohl bekannt. Es gehe heute um die Einleitung dieser Flächenwidmungsplanänderung und sollte dabei doch die Notwendigkeit aus finanziellen Gründen der Antragsteller berücksichtigt werden.


GR. Fritz Ramsauer gibt bekannt, dass er bereits im Bauausschuss darauf verwiesen habe, dass man auf Flächen, die im örtlichen Entwicklungskonzept als Erweiterungsflächen ausgewiesen wurden, zurückgreifen sollte. Im gegenständlichen Fall habe er sich jedoch von der Argumentation der Notwendigkeit für die Erneuerung des Hausstockes über-zeugen lassen und sich daher auch für die Einleitung der gegenständlichen Flächenwid-mungsplanänderung ausgesprochen.


GR. Dr. Peter Baum stellt die Frage, ob Herr HR Kolb von der Siedlungsgrenze im ört-lichen Entwicklungskonzept gewusst habe. Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Fachbeamten das örtliche Entwicklungskonzept mit Funktionsplan bei sich hatten und dies sicherlich einen Grenzbereich darstellt. Allerdings wurde dieser Bereich als bessere Erweiterungsfläche als im Bereich des Siedlungssplitters Bungart erachtet.


GR. Eva Nowak weist ebenfalls darauf hin, dass sich der Gemeinderat in vielen Sitzungen mit dem örtlichen Entwicklungskonzept auseinander gesetzt habe und sieht sie zwar die Problematik der finanziellen Lage der Antragsteller ein, es stellt sich aber die Frage, wo man in solchen Fällen anfange und wo man aufhöre.


GV. Johann Pöllmann weist darauf hin, dass er nichts gegen die zur Diskussion stehende Umwidmung habe, allerdings verweist er auf eine problematische Zufahrt für diese Bau-parzellen.


Bauausschussobmann GV. Anton Landauer stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplan-änderung von Teilflächen der Grundstücke 310/1, 306, 310/9, KG. Hof von landwirt-schaftlichen Grünland in Wohngebiet im Ausmaß von rund 2.800 m² einzuleiten.


B e s c h l u s s :   23 : 3  (gegen den Antrag stimmte die Bürgerinitiative)
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2. 
Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 11, Änderung Nr. 1; Bereich ehemalige Straßenmeisterei Mondsee;


Der Bürgermeister erinnert daran, dass im gegenständlichen Bereich der EURO-Spar-markt errichtet werden soll. Für diesen Bereich besteht der Bebauungsplan Nr. 11, welcher seit 1992 rechtskräftig ist und für die ehemalige Straßenmeisterei erstellt wurde. 

Der Bebauungsplan entspricht auch nicht mehr den heutigen Anforderungen, da er auf die Baulichkeiten der ehemaligen Straßenmeisterei abgestimmt war. 

Weiters weist der Bürgermeister darauf hin, dass von Arch. Dipl.Ing. Herbert Frühwirt die Planunterlagen für den EURO-Sparmarkt eingereicht wurden, welche der Bürgermeister den anwesenden Gemeinderäten auch zur Kenntnis bringt. Eine Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung hängt jedoch von der vorherigen Vereinbarung der Kosten der Verkehrserschließung (Kreisverkehr) ab.


GR. Fritz Ramsauer findet es richtig, dass der Bebauungsplan aufgehoben wird, damit das Projekt des EURO-Sparmarktes nicht verzögert wird. Er bringt allerdings zu Bedenken, dass im Fall, dass es mit dem Sparmarkt nichts wird, Maßnahmen gesetzt werden müssen, damit eine kontrollierte Baumasse entstehen kann.


GR. Dr. Peter Baum spricht sich gegen die Aufhebung des bestehenden Bebauungsplanes aus und soll der bestehende Bebauungsplan so abgeändert werden, dass das vorliegende Projekt der Spar-Handelsorganisation mit dem abgeänderten Bebauungsplan überein-stimmt. 


Der Bürgermeister gibt in der Folge die Eckpunkte des geplanten Sparmarktes in Höhe und verbauter Fläche bekannt. 


Der Bauausschussobmann Anton Landauer weist darauf hin, dass der Bauausschuss die gegenständliche Angelegenheit ausführlich diskutiert habe. In der heutigen Sitzung gehe es um die Einleitung der Auflassung des Bebauungsplanes und sollte sich bis zur Be-schlussfassung eine wesentliche Veränderung der Situation hinsichtlich der Errichtung des Sparmarktes ergeben, dann ist der Gemeinderat ohnehin noch flexibel.


GV. Anton Landauer stellt den Antrag auf Einleitung des Verfahrens zur gänzlichen Auf-hebung des Bebauungsplanes Nr. 11.


GR.-Ersatzmitglied Walter Kühleitner weist darauf hin, dass wir froh sind, dass die seiner-zeit geplanten Wohnbauklötze, bei denen wir nicht durchgesehen hätten, nicht kommen. Der Ausführung des Sparmarktes entsprechend den vorliegenden Plänen wird zuge-stimmt, allerdings müssten diese Baumassen in einem Bebauungsplan festgehalten werden, damit eine unkontrollierte Ausweitung nicht stattfinden kann. 

Ersatzmitglied Kühleitner stellt daher den Gegenantrag, anstelle der Auflassung des Be-bauungsplanes Nr. 11 eine Abänderung des bestehenden Bebauungsplanes zu beschließen. Der Abänderungsplan sollte auch möglichst wenig Vorgaben haben, damit eine gewisse Flexibilität gewährleistet bleibt – wichtig wäre eine Festlegung der Höhe und der ge-planten verbauten Fläche.


Der Bürgermeister verspricht, dass auf der gegenständlichen Fläche nichts gebaut wird, was nicht vorher vom Bauausschuss abgesegnet wird.


Der Bürgermeister lässt über den Gegenantrag von Ersatzmitglied Walter Kühleitner ab-stimmen und ergibt dies die Ablehnung mit 4 : 21 Stimmen (für den Antrag stimmte die Bürgerinitiative und GR. Fritz Ramsauer).


In der Folge lässt der Bürgermeister über den Antrag von Bauausschussobmann Anton Landauer abstimmen und ergibt dieser die Annahme mit 20 : 5 (gegen den Antrag stimmte die Bürgerinitiative und GR. Fritz Ramsauer, GR. Ziegler enthält sich der Zu-stimmung).
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3.
Bau der Wasserversorgungsanlage Tiefgraben, BA 3 (Marschallingergründe), Be-schlussfassung des Förderungsvertrages und der Annahmeerklärung mit dem BM für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als Förderungsgeber, vertreten durch die Kommunalkredit Austria AG; (Fördersatz 15 % der vorläufigen förderbaren Investitionskosten von € 105.000,-- und somit vorläufigen Nominale von € 15.750,--);

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die Kommunalkredit der Gemeinde Tiefgraben zum Bau der Wasserversorgungsanlage, BA 3 (Marschallingergründe) einen Investitions-kostenzuschuss in Höhe von 15 % bzw. € 15.750,-- gewährt. Der Investitionskostenzu-schuss wird in zwei Raten ausbezahlt. Der Förderungsvertrag von 04.04.2003 samt den Vertragsbedingungen und der Annahmeerklärung, aus der auch der Finanzierungsplan hervorgeht, ist dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen. Der Finanzie-rungsplan wurde der Gemeinde vom Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Wasserwirt-schaft, Abwasserentsorgung, Wasserversorgung mit Erlass vom 30.04.2003, Zl. W-AW-310079/86-2003/Bf/Ks bekannt gegeben. 


GV. Putz Paul bringt den Förderungsvertrag vom 04.04.2003 samt Vertragsbedingungen und Annahmeerklärung mit Finanzierungsplan vollinhaltlich dem Gemeinderat zur Kennt-nis und stellt den Antrag auf Genehmigung (siehe Beilage Nr. 1).


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

4.
Genehmigung von Kaufverträgen über Grundverkäufe von den Marschallinger-gründen;

a) Grundstück 963/11, KG. Tiefgraben an Gabriele Birglechner und Martin Reichkendler, wohnhaft in 5321 Koppl, Waldhofweg 3/5;

b) Grundstück 963/21, KG. Tiefgraben an David und Andrea Schreuder, wohnhaft in Mühldorfstraße 11/4, 5310 Mondsee;

Der Bürgermeister führt aus, dass der Gemeindevorstand auf Ansuchen von Gabriele Birglechner und Martin Reichkendler diesen das Grundstück 963/11, KG. Tiefgraben und den Ehegatten David und Andrea Schreude das Grundstück 963/21, KG. Tiefgraben von den Marschallingergründen zugewiesen hat. Die Kaufverträge sind vom Gemeinderat zu beschließen. Die Verträge sind gleichlautend, wie die bereits früher beschlossenen (20-jähriges Vorkaufsrecht, Bauzwang binnen 5 Jahren – Bezug binnen 7 Jahren).

Die Grundkäufer erfüllen die im Regulativ für die Zuteilung von Grundstücken ge-forderten Bestimmungen.

Vizebürgermeister Johann Schwaighofer weist darauf hin, dass der Gemeindevorstand die Übereinstimmung der Antragsteller mit dem Regulativ für Grundzuteilung der Gemeinde Tiefgraben geprüft habe und eine vollkommene Übereinstimmung festgestellt wurde.

Er stellt daher den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegenden Kaufverträge, abge-schlossen zwischen Herrn Olaf Marschallinger und

a) Gabriele Birglechner und Martin Reichkendler, betreffend die Parzelle 963/11 und

b) David und Andrea Schreuder, betreffend die Parzelle 963/21

jeweils, KG. Tiefgraben, genehmigen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

2/5/2003

5.
Antrag GR. Friedrich Ramsauer auf Beschlussfassung einer Resolution „Stopp dem Ausverkauf der öffentlichen Dienstleistungen und der Privatisierung der Grund-versorgung der Bevölkerung mit Stopp der GATS-Verhandlungen;


Der Bürgermeister führt hiezu folgendes aus:


GR. Fritz Ramsauer hat in der letzten Sitzung einen Dringlichkeitsantrag auf Beschluss-fassung folgender Resolution durch den Gemeinderat Tiefgraben gestellt:


„Stopp den Ausverkauf der öffentlichen Dienstleistungen und der Privatisierung der Grundversorgung der Bevölkerung“. Da der Gemeinderat diesen Antrag die Dringlichkeit aberkannt hat, war dieser Gegenstand auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung aufzu-nehmen. Diesbezüglich habe ich folgende Recherchen gemacht:

1. Jede Art von bilateralen Verträgen zwischen Österreich und anderen Staaten/Ländern ist keine Angelegenheit der Gemeinden und hat die Gemeinde daher keine Zuständig-keit.

2. Der OÖ. Landtag hat bereits im Februar 2003 einstimmig mit allen 4 Parteien eine Resolution, die einen Schutz aller jener Bereiche, in denen die öffentliche Hand als Anbieter öffentlicher Dienstleistungen selbst oder als Eigentümer auftritt oder die sonst von relevanter Bedeutung für die Länder und Kommunen sind, beschlossen.

3. Die Bundesregierung hat weiters klar festgelegt, dass sie sich auf EU-Ebene dafür ein-setzen wird, dass in den laufenden GATS-Verhandlungen öffentliche Dienstleistungen wie Gesundheits- und Bildungswesen, Wasserversorgung, Kunst und Kultur nicht weiter liberalisiert werden. Über die laufenden Verhandlungen wird das Parlament umfassend informiert und eingebunden. Gegenüber der Öffentlichkeit wird – im Rahmen der EU-Vorgabe – größtmögliche Transparenz gewährleistet. Die Initiative zur Einschränkung der bereits bestehenden Zugeständnisse im Bildungsbereich auf das EU-Niveau wird weitergeführt.

4. Von der SPÖ-Seite wird auf Geheimverhandlungen verwiesen: (Frage an Ramsauer nach den Namen des Österreichischen Verhandlungsleiters – hiezu gibt Ramsauer die Namen BM. Bartenstein und Ministerialrat Mayr bekannt) der Bgm. gibt bekannt, dass   der Österreichischer GATS-Chefverhandler Herr UNO-Botschafter in Genf, Dr. Wolfgang Petritsch (SPÖ-Spitzenkanditat bei den letzten NR-Wahlen) ist.

5. Wir als ÖVP-Fraktion sprechen uns ebenfalls entschieden gegen unkontrollierte Liberalisierung von öffentlichen Dienstleistungen aus. Der vorliegende Resolutions-text der Arbeiterkammer entspricht jedoch nicht unseren Vorstellungen und geht da-raus eindeutig eine zuletzt mehrfach festgestellte regierungsfeindliche Haltung heraus. Wir beabsichtigen daher einen eigenen Resolutionstext zu beschließen.

Der Bürgermeister stellt in der Folge den Gegenantrag, einen abgeänderten Resolutions-text zu beschließen.

Resolution

des Gemeinderates der Gemeinde Tiefgraben

für die Wahrung der öffentlichen Daseinsvorsorge im Rahmen der laufenden Verhandlungen über eine Marktöffnung bei Dienstleistungen (GATS)
Im Zuge der angelaufenen Verhandlungen über die Erstellung von Angebots- und Forderungs-listen für den GATS-Verhandlungsprozess hat es in den letzten Wochen eine Vielzahl an Meldun-gen und Informationen gegeben, die zu Verunsicherung und Besorgnis führten.

Wir begrüßen daher die im Regierungsprogramm der neuen Bundesregierung getroffenen Fest-legungen, wonach sich Österreich auf allen Ebenen dafür einsetzen wird, dass in den laufenden GATS-Verhandlungen öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheits-, Sozial- und Bildungs-wesen, die Wasserversorgung, Kunst und Kultur nicht weiter liberalisiert werden. Zudem wird zugesichert, den Verhandlungsprozess Österreichintern gegenüber der Öffentlichkeit möglichst transparent und unter Einbindung der Betroffenen zu gestalten.
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Wir ersuchen die Österreichische Bundesregierung, von dieser Festlegung, die auch gemeinsame EU-Position ist, nicht abzuweichen und auch in den weiteren Verhandlungen die öffentliche Da-seinsvorsorge abzusichern und einen für unser Land problematischen Öffnung der Daseinsvor-sorge für ausländische Anbieter keinesfalls zuzustimmen.

Dr. Peter Baum weist darauf hin, dass der vom Bürgermeister vorgetragene Resolutions-text dahingehend vom Resolutionstext Ramsauers abweicht, indem die Dienstleistung öffentlicher Verkehr nicht enthalten ist. Diesbezüglich kann sich der Bürgermeister vor-stellen, dass dies in den Text noch aufgenommen wird.

GR. Fritz Ramsauer gibt bekannt, dass der abgeänderte Resolutionstext seinen Intentionen nicht entspreche. 

Er verweist darauf, dass auch die Nachbargemeinde Zell am Moos den von ihm vorgeleg-ten Resolutionstext einstimmig beschlossen hat. Ihn stören die von der Österreichischen Delegation geführten Geheimverhandlungen. Wir sollten daher wirklich mehr nachdenken und uns informieren, was verhandelt wird und was dabei herauskommt.

GV. Johann Pöllmann kritisiert, dass wir uns Kopfzerbrechen über Angelegenheiten machen, die nicht in unseren Bereich fallen und bei denen wir ohnehin nichts ändern können.

GR.-Ersatzmitglied Walter Kühleitner weist darauf hin, dass wir zum Thema Öffentlich-keit sehr vorsichtig sein müssen. Wir müssen sagen können, was wir wollen. Tatsache ist, dass das Welthandelsabkommen über EU und über nationales Recht steht. Jedes Land hat daher diese Beschlüsse umzusetzen. Einzelne Länder können dort ihre Wünsche ein-bringen. Die meisten Leute in der Bevölkerung haben jedoch keine Ahnung, über was die Österreichischen Delegierten verhandeln. Seiner Meinung nach ist Minister Bartenstein bei der Hauptverhandlung und dieser sagt nicht, was überhaupt verhandelt wird. Er spricht sich dafür aus, dass eine Bewegung, die aus dem Volk kommt, sich gegen diese Verhand-lungen aussprechen muss. Er spricht sich gegen eine Verwässerung der Resolution aus und soll daher die von Ramsauer vorgelegte Resolution beschlossen werden.

GR. Mag. Wiedlroither stellt die Frage, an wen die beschlossene Resolution gehen soll. Dazu antwortet Bürgermeister Reindl, dass die Resolution an das Bundeskanzleramt gesendet wird. Zur Aufnahme der Dienstleistung „Verkehr“ weist GR. Mag. Wiedlroither darauf hin, dass jeder Österreicher im Jahr 50 Tage für das Defizit der österreichischen Bundesbahnen arbeiten müsse und 30 Tage für den Abgang der Telekom. Er stellt sich sehr wohl die Frage, ob hier nicht eine Privatisierung besser wäre. 

Diesbezüglich verweist GR. Dr. Baum jedoch auf die Verhältnisse der privatisierten Bahn in England, bei der es zunehmend zu Unfällen gekommen ist, weil die Sicherheit zurück-gestellt und die Wirtschaftlichkeit und Ertragslage in den Vordergrund gestellt wird. Im Anschluss an die Diskussion lässt der Bürgermeister über seinen Gegenantrag abstimmen und ergibt diese mit 17 : 8 Stimmen die Annahme (gegen den Antrag stimmte die SPÖ-, die BI-Fraktion sowie GR. Andreas Ramsauer, GR. Matthias Dirnberger und GR. Alois Fischhofer).

6.
Bestellung eines Feuerbrandbeauftragten für die Gemeinde Tiefgraben;


Der Bürgermeister weist darauf hin, dass mit Schreiben der Gemeinde Tiefgraben vom 31.05.2000 Herr Edtmayer Johann, Steinerhofstraße 32, zum Feuerbrandbeauftragten der Gemeinde Tiefgraben nominiert wurde. Aufgrund seines Krankheitszustandes kann Edtmayer diese Funktion nicht mehr ausführen und ist daher ein neuer Feuerbrandbe-auftragter zu bestellen.
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GR. Johann Fischhofer kritisiert die Verwaltung beim Auftreten eines Feuerbrandes, weil jenen Personen, die beauftragt wurden, Bäume auszuschneiden, es nicht gestattet ist, auch neu hinzugekommene Bäume, welche noch nicht durch den Sachverständigen begutachtet wurden, auszuschneiden.


GR. Fritz Ramsauer findet es schade, dass Edtmayer Hans seine Arbeit nicht mehr aus-führen kann und regt an, dass der neue Feuerbrandbeauftragte Röthleitner Matthäus rasch die entsprechenden Kenntnisse durch Kurse nachmachen soll.


GR. Alois Fischhofer stellt den Antrag, den Gemeindebediensteten Röthleitner Matthäus zum neuen Feuerbrandbeauftragten der Gemeinde Tiefgraben zu bestellen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

7.
Vergabe eines Darlehens für den Bau von Ortskanälen – statt des bisherigen Zwischendarlehens des RHV;


Der Bürgermeister gibt bekannt, dass bei einer Prüfungsausschusssitzung im Herbst 2002 die hohen Zinsenbelastungen beim Voranschlag 2003 des RHV kritisiert wurden. Nach Recherchen von AL Eibensteiner wurde festgestellt, dass bei der Raiffeisenbank 7 Dar-lehen mit 840.000,-- EURO mit einem Zinssatz von 5,125 % (SMR plus ¼ %) und bei 3 weiteren Darlehen mit 569.681,-- EURO und einem Zinssatz von 4,750 % (SMR minus  ¼ % – jeweils aufgerundet auf das nächste 1/8 %) bestehen. Tatsächlich könnte ein wesentlich niederer Zinssatz ausverhandelt werden. Eine Änderung wurde mit Jänner 2003 zugesagt, leider jedoch nicht mehr für 2002. Hierauf wurde im Zuge einer Bürgermeisterrunde Eibensteiner beauftragt, eine Darlehens-Ausschreibung vorzunehmen. 

Ergebnis dieser Ausschreibung:

Variante I – nach 6-monats-Euribor – ist die PSK mit einem Aufschlag von 0,10 % somit derzeit 2,17 % und nach 

Variante II – SMR – ist die Oberbank mit einem Abschlag von 0,50 % somit derzeit 2,411 %.


Die RAIKA hat die vorgegebenen Varianten nicht angeboten, sondern einen Mischsatz (Mittel von 6 Monats-Euribor + SMR plus 0,10 Aufschlag gerundet auf das nächste 1/10 – ergibt derzeit 2,70 %).


Nach den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes wäre das Angebot der RAIBA aus-zuscheiden, weil kein Angebot entsprechend Variante I oder Variante II erstellt wurde.


In der Ausschreibung war angeführt, dass eine jederzeitige vorzeitige Teil- oder Gesamt-tilgung – ohne Spesen/Pönale – möglich ist.

In der Folge erläutert der Amtsleiter die vorgenommene Ausschreibung bzw. Aus-schreibungsvarianten und wurde die Ausschreibung so festgelegt, dass sämtliche Spesen, wie Kontoführungs-, Vorschreibungs- und Bearbeitungsspesen in den Zinskonditionen enthalten sein müssen. Weiters wurde vereinbart, dass die Gemeinden das Recht haben, vorzeitige und spesenfreie Teil- oder Gesamttilgungen (Darlehensauflösung unter Ein-haltung einer 3-monatigen Kündigungsfrist) vorzunehmen. Rundungen des Zinssatzes werden nicht vereinbart.

GV. August Wieneroither stellt den Antrag, das zu vergebende Darlehen entsprechend der Ausschreibung dem Bestbieter, der PSK mit einem angebotenen Zinssatz vom 6-Monates-Euribor + 0,10 Aufschlag zu vergeben und den vollinhaltlich zur Kenntnis ge-brachten Darlehensvertrag (siehe Beilage Nr. 2) zu beschließen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen
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8.
Übernahme der Agenden des Meldeamtes der Marktgemeinde Mondsee durch die Verwaltungsgemeinschaft der Gemeinden Tiefgraben, St. Lorenz und Innerschwand – Grundsatzbeschluss;


Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die Marktgemeinde Mondsee schon mehrmals an die Landgemeinden bezüglich einer verstärkten Zusammenarbeit bei der Verwaltung herangetreten (gemeinsames Bauamt, Buchhaltung) ist. Von unserer Amtsleitung wurde lediglich eine Zusammenarbeit im Bereich des Meldeamtes als zweckmäßig erachtet, welche sich durch die Pensionierung von Hr. Saugspier jetzt auch ergeben würde.


Als Personal-Kostenersatz wurden 65 % der Gesamtkosten eines mittleren Bediensteten (GD 16) und für Sach- und Materialkosten eine Pauschale von jährlich € 3.000,-- (index-gesichert) vorgeschlagen. Ein gemeinsames Meldeamt bringt für das Tourismusamt, das Postamt, der Gendarmerie und anderen „Suchenden“ Vorteile, da sich diese nur mehr an ein Meldeamt wenden müssen.


GR. Ramsauer Fritz findet eine Zusammenlegung der beiden Gemeindeämter positiv und wäre dies eine Vereinfachung für die Bevölkerung.


GR. Dorfinger Martin stellt den Antrag, einen Grundsatzbeschluss zur Übernahme der Meldeamtagenden der Marktgemeinde Mondsee durch die Landgemeinden zu fassen und die vorliegende Vereinbarung zu genehmigen.


GR.-Ersatzmitglied Walter Kühleitner spricht sich für die Zusammenlegung der Melde-ämter aus und sieht dies als ersten Schritt für eine Eingemeindung der Marktgemeinde Mondsee. Bei Zusammenlegung der beiden Meldeämter müsse jedoch auch die Frage des Personals geklärt werden, da er bisher nie den Eindruck hatte, die Bediensteten im Melde-amt hätten zu wenig zu tun.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

9. 
Änderung der Kindergartenbeiträge;


Der Bürgermeister führt aus, dass der Gemeinderat Tiefgraben am 09.07.2002 einen neuen Kindergartentarif beschlossen hat. Die Gemeinde St. Lorenz hatte mit diesem je-doch Probleme und wurde daher nach mehrmaligen Besprechungen ein Kompromiss aus-gearbeitet, welcher inzwischen von St. Lorenz beschlossen und auch von Tiefgraben ange-wendet wird. Dieser Tarif möge nun auch durch den Gemeinderat von Tiefgraben be-schlossen werden. Wesentliche Änderung ist, dass es wiederum einen getrennten Ganz-tagestarif und eigenen Vormittagstarif gibt und die Ermässigung für die Vorschulkinder entfällt. Der Tarif für den Vormittagskindergarten wurde von € 70,-- auf € 66,-- reduziert.


GV. August Wieneroither erinnert daran, dass im letzten Jahr vom Gemeinderat ein-stimmig ein neuer Kindergartentarif beschlossen wurde. Da die Gemeinde St. Lorenz dem nicht gefolgt ist, musste nach längeren Verhandlungen ein Kompromiss gesucht werden, wobei gleichzeitig auch eine Ausdehnung der Betriebszeiten durch eine Mittagsbetreuung sowie eine Mittagsverpflegung erfolgt ist. Er stellt den Antrag, den auf beide Gemeinden anwendbaren Kindergartenbeitrag neu wie folgt zu beschließen:


- Vormittagskindergarten





€ 66,--


- Ermäßigung bei Familien ab 3. Kind


       -
€ 10,--


- Ganztagskindergarten





€ 72,--


- Nachmittagskindergarten




€ 31,--


- Mittagessen






€ 2,30 je Essen

- Familienförderung, wenn zwei Kinder gleichzeitig 

  den KG besuchen 




        -  10 % für das 2. Kind


GR.-Ersatzmitglied Walter Kühleitner findet es wichtig, dass für die Kinder aus der Ge-meinde Tiefgraben die selben Beiträge vorgeschrieben werden, wie für die Kinder aus der Gemeinde St. Lorenz.

2/10/2003


GR. Fritz Ramsauer findet es ebenfalls positiv, dass für die zwei Gemeinden wieder der selbe Tarif Gültigkeit hat und es wieder zwei Tarife für den Vormittags- bzw. den Ganz-tagskindergarten gibt.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

10.
Oö. Grundverkehrsgesetznovelle 2002; Übertragung der bisherigen „Genehmi-gungsgebiete“ auf „Vorbehaltsgebiet“;


Der Bürgermeister führt folgendes aus:


Die neue OÖ. Grundverkehrsgesetz-Novelle 2002 bringt eine wesentliche Reduzierung der grundverkehrsbehördlich bewilligungspflichtigen Rechtsgeschäfte und wurden zudem alle auf Gerichtsbezirksebene bestehenden Grundverkehrsbehörden aufgelassen und gibt es nur mehr eine bezirksweite Grundverkehrsbehörde mit Geschäftsstelle bei der BH Vöcklabruck. Durch diese neue Novelle gibt es keine „Genehmigungsgebietsgemeinden“ mehr, sondern kann als Ersatz die Erklärung der Gemeinden als „Vorbehaltsgemeinde“ vorgenommen werden. Während bisher in Genehmigungsgebiets-Gemeinden dies zur Folge hatte, dass fast alle Besitzwechsel bei Wohnhaus- oder Baugrundkauf einer grund-verkehrsbehördlichen Genehmigung bedurften, wird dies mit dem neuen Gesetz auch bei „Vorbehaltsgemeinden“ nur auf jene Rechtsgeschäfte eingeschränkt, welche eine Liegen-schaft (Wohnhaus oder Baugrund) nicht zur Begründung eines Hauptwohnsitzes erwer-ben.


Die Marktgemeinde Mondsee hat bereits beschlossen, als Vorbehaltsgemeinde zu gelten. Aus Gründen der Kontrolle der Entwicklung von zusätzlichen Zweitwohnsitzen ist es sicherlich sinnvoll, die Gemeinde Tiefgraben als Vorbehaltsgemeinde zu beantragen.


GR. Johann Fischhofer erinnert daran, dass er als bisheriges Mitglied der alten Grundver-kehrskommission die Kontrolle für die Ansiedlung von Zweitwohnsitzen wichtig findet und spricht sich daher für die Beibehaltung und Überschaubarkeit der Zweitwohnsitze aus. Er stellt den Antrag, der Gemeinderat möge an das Amt der OÖ. Landesregierung bekannt geben, dass das Gemeindegebiet Tiefgraben als Vorbehaltsgebiet nach § 6 OÖ. Grundverkehrsgesetz verordnet werden sollte. Als Begründung soll hingewiesen werden, dass es in der Seenregion Mondsee bereits überdurchschnittlich viele Zweitwohnsitze gibt und zur weiteren Kontrolle der künftigen Entwicklung eine Bewilligungspflicht der Zweitwohnsitzbegründung erforderlich ist.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

11.
Ortsbauernschaft Tiefgraben; Antrag auf Leinenzwang und Hundekotentfernung für Bereiche des Gemeindegebietes Tiefgraben;


Der Bürgermeister gibt folgendes bekannt:


Mit Schreiben vom 04.06.2003 hat die Ortsbauernschaft die Gemeinde ersucht, eine Verordnung auf Vorschreibung eines Leinenzwanges und der Hundekotentfernung zu beschließen. Entsprechend den Bestimmungen des neuen – ab 01.07.2003 in Kraft tretenden – OÖ. Hundehaltegesetzes 2002 kann jedoch eine Hundekotentfernung außer-halb des Ortsgebietes nicht verordnet werden.


Am 23.06.2003 ist ein ergänzendes Schreiben der Ortsbauernschaft eingelangt, welches auf die gesetzliche Einschränkung Bezug nimmt und soll durch eine umfassende Informa-tionskampagne und der Aufstellung von Tafeln oder Schildern auf die Auswirkungen durch Verunreinigung der Wiesen durch Hundekot hingewiesen werden. 

2/11/2003

Von der Ortsbauernschaft wird daher ein Informationstext für die nächste Gemeinde-zeitung erstellt.


Auf die Gefährdung durch Hundekot in den landwirtschaftlichen Wiesen soll auch in weiteren Gemeindezeitungen hingewiesen werden.


Weiters weist der Bürgermeister darauf hin, dass in Tiefgraben 144, Hunde angemeldet sind und die Belästigung durch den Hundekot sehr problematisch ist und unbedingt ein-gedämmt werden muss. Als Alternative wäre auch die Zurverfügungstellung einer Hunde-wiese zum freien Ausgang zu überlegen.


GR. Mag. Wiedlroither regt die Aufstellung von Hundekotbehälter an.


GR. Andreas Ramsauer verweist darauf, dass es das Hundeproblem in der Gemeinde Tiefgraben schon sehr lange gibt und dieses immer größer wird, weil auch vom Gebiet der Marktgemeinde Mondsee und dem nahen Salzburg Leute zu uns aufs Land kommen und dort ihre Hunde auslassen. Er spricht sich dafür aus, dass wir aber selbst mit konse-quenter Art die Leute darauf aufmerksam machen, dass diese die Hunde nicht auf die landwirtschaftlichen Wiesen lassen dürfen und dies zu Erkrankungen und sogar zum Tod des Rindes führen kann. 

Diesbezüglich stellt Frau GR. Nowak die Frage, ob es erwiesen ist, dass Kühe durch Hundekot krank wurden.

GR. Ramsauer Andreas berichtet von einem Fall beim Ritzingerbauer, bei dem es der Arzt einwandfrei festgestellt hat.

GR.-Ersatzmitglied Kühleitner Walter weist darauf hin, dass die Ausdehnung des Leinen-zwanges über das gesamte Gemeindegebiet nicht gut ist, weil ein Hund, welcher immer an der Leine geführt wird, kein guter Hund wird. Er schlägt vor, dass von der Gemeinde je-der Hundehalter eine entsprechende Aufklärung erhält, wobei dies auch den Hundehaltern der Marktgemeinde Mondsee zugesandt werden soll. Er weist darauf hin, dass die Markt-gemeinde Mondsee ein fast um 50 % niedrigere Hundesteuer hat und stellt die Frage, ob der Anteil der Hundesteuer, die den Landwirten zugute kommt, mit einem Gießkannen-prinzip aufgeteilt wird.

Hiezu gibt der Bürgermeister bekannt, dass dieser Beitrag der Ortsbauernschaft ange-wiesen wird und es dieser frei gehalten wird, wie sie diese Betrag verwendet.

GR. Fritz Ramsauer findet den neuen Vorschlag der Ortsbauernschaft sehr gut. Er stellt die Frage, wie es in den Gemeinden St. Lorenz und Innerschwand aussieht. Weiters stellt sich auch die Frage, wer eine dementsprechende Verordnung über Leinenzwang im Ge-meindegebiet exekutieren sollte und findet er weiters den Vorschlag für die Aufstellung von Hundekotbehälter gut.

GR. Johann Fischhofer weist darauf hin, dass wir es nicht verhindern können, dass auch zukünftig wieder eine Erkrankung eines Rindes passieren kann und schlägt vor, dass sich die Gemeinde Informationen einholt, ob es eine Versicherung gibt, die einen Schaden beim Ableben eines Rindes, verursacht durch Hundekot, gibt. In diesem Fall sollte die Ge-meinde eine solche Versicherung abschließen und diese durch die Hundeabgabe finanziert werden.

GR. Andreas Ramsauer gibt bekannt, was die Ortsbauernschaft Tiefgraben mit dem Geld, das von der Gemeinde aus dem Anteil der Hundesteuer kommt, gemacht hat.

Vizebürgermeister Johann Schwaighofer erläutert, warum es im ersten Antrag der Orts-bauernschaft zum Leinenzwang gekommen ist. Er weist darauf hin, dass die Gemeinde Mondsee künftig einen Leinenzwang habe, da es fast ausschließlich aus dem Ortsgebiet bestehe und außerhalb des Ortsgebietes entsprechend der Hundehaltenovelle keinen Leinenzwang vom Gesetz her gibt.

2/12/2003

Zur Frage von Frau Nowak bezüglich den nachgewiesenen Erkrankungen bei Rindern durch Hundekot verweist Schwaighofer darauf, dass eine verbindliche Feststellung nur durch eine Laboruntersuchung vorgenommen werden kann, welche jedoch sehr viel Geld kostet, das dem Landwirt niemand zahle.

Schwaighofer erinnert auch daran, dass es im Land Salzburg jetzt möglich ist, einen Leinenzwang sowie eine Hundekotentfernung über das gesamte Gemeindegebiet zu verordnen. Eine derartige Verordnung wurde in der Stadtgemeinde Seekirchen bereits beschlossen, allerdings ist dies entsprechend der OÖ. Hundehaltegesetznovelle bei uns nicht möglich. Seiner Meinung nach verhalten sich ohnehin 90 % der Hundehalter vor-schriftsmäßig und spricht er sich für eine umfassende Information der Hundehalter aus und stellt er den Antrag, eine breite Information über die Gefahren durch Hundekot durchzuführen und bei Bedarf Tafeln oder Schilder in besonders betroffenen Gebieten (Siedlungsrandbereichen) mit entsprechenden Hinweisen aufzustellen.

GR.-Ersatzmitglied Walter Kühleitner bringt den Zusatzantrag, dass den Hundehaltern aus der Gemeinde Tiefgraben und nach Erhalt der Adressen von der Marktgemeinde Mondsee jenen der Gemeinde Mondsee dieses Informationsblatt als Brief persönlich zugehen soll.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

12.
Bericht des Bürgermeisters;

· Pfahlbaudorf; Der Bürgermeister erinnert an den durchgeführten Gemeindeausflug zum Pfahlbaudorf Unteruldingen, welcher sehr interessant und wirklich geglückt war. Die Errichtung des Pfahlbaudorfes ist gut zu überlegen, da dabei doch mehr dahinter steht als lediglich die Aufstellung von einigen Pfahlbauhütten.

· Radweg Weißenstein; Für den Weiterbau des Radweges wurden von Landeshaupt-mann-Stellvertreter an die Gemeinde Tiefgraben € 22.000,-- überwiesen. Die Fertig-stellung des Radweges von der Straßenmeisterei Mondsee bis zum Gewerbepark soll noch im Herbst – wenn möglich vor den Wahlen – erfolgen;

Der Bürgermeister weist auch darauf hin, dass entlang der B151 (Attersee-Straße) der bisherige Gehsteig als Geh- und Radweg verbreitert wurde und dadurch an die Ge-meinde Tiefgraben erhebliche Kosten anfallen. Die diesbezügliche Vereinbarung zwischen der Gemeinde Tiefgraben und dem Land Oberösterreich habe er noch nicht auf die Tagesordnung gesetzt, da es bezüglich des Gemeindeanteiles noch Verhand-lungen mit dem Land geben soll.

Durch die Fertigstellung des Güterweges Obersee wurde diese Straße zum besten 

Radweg des Gemeindegebietes und wird dementsprechend auch rege genutzt.

· Schulbau; Dieser schreitet zügig voran und soll in den nächsten Wochen die Dach-gleiche erreicht werden. GR.-Ersatzmitglied Kühleitner stellt die Zwischenfrage, wa-rum beim Bau so viel Beton verwendet wird und verweist diesbezüglich der Bürger-meister auf die erforderliche Statik.

· Kreisverkehr und Verkehrssicherheit; Der Bürgermeister erinnert daran, dass diesbe-züglich seitens der Gemeinde mit dem Landesbaudirektor gesprochen wurde und soll der Kreisverkehr und der Gehweg entlang der Landesstraße im Frühjahr 2004 fertig-gestellt werden.

· Aufschließung Marschallingergründe; Dieser ist im wesentlichen abgeschlossen.

· Steinfeld; Die Aufschließungsstraße Steinfeld soll in den nächsten Wochen mit einer Asphaltdecke versehen werden, wobei es noch ein Problem gibt, weil von der Nah-wärme noch eine Anschlussleitung in der Straße offen ist und die Nahwärme erklärt habe, dass sie die bestehenden Anschlüsse zurücknehmen möchten. 
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Diesbezüglich muss es in den nächsten Tagen ein entsprechendes Gespräch mit dem 

Leiter der Nahwärme geben.

· Techno-Zentrum Mondsee; Nach einer mehrwöchigen Ruhephase soll nun dieses Projekt wieder aktiv betrieben und spruchreif gemacht werden.

· Stockschützenhalle; Der Bürgermeister erinnert an die Eröffnung der Sportanlage Mondsee am vergangenen Samstag und ist auch die gemeinsam errichtete Stock-schützenhalle bereits im Rohbau fertig gestellt. Viel geschätzt wird auch der ge-meinsam errichtete Schützenkanal.

· Sperre der Mondseeberg-Straße; Der Bürgermeister berichtet, dass gestern eine Be-sprechung bezüglich einer beabsichtigten Sperre der Mondseeberg-Straße im Bereich der Autobahnunterführung verhandelt wurde. Er habe sich dagegen ausgesprochen und wurde nun vereinbart, dass diese während der Bauphase nur einseitig gesperrt werden darf und nur am Tag der Asphaltierung eine gänzliche Sperre (vermutlich am Donnerstag, 03.07.2003) vorgenommen wird. Diesbezüglich werden alle Bewohner des betroffenen Bereiches verständigt.

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass es nicht sicher ist, ob noch eine Gemeinderats-sitzung vor der Landtags- und Gemeinderatswahl am 28.09.2003 stattfindet. Er dankt den Gemeindefunktionären für die Zusammenarbeit sehr herzlich und regt an, dass sich der Gemeinderat bei einer kleinen Feier zusammensitzt und dabei die angekauften Dias von Franz Wendl besichtigt. Abschließend bittet er um einen sachlichen Wahlkampf.

13.
Bericht der Ausschüsse;


Straßenausschussobmann Johann Fischhofer berichtet über die letzte Straßenausschuss-sitzung. 


Kanalausschussobmann Putz Paul weist darauf hin, dass keine Sitzung stattgefunden hat. Er berichtet jedoch, dass der Kanal Schusterberg und Schusterbach sowie Punzau abge-schlossen ist und im Herbst mit dem Kanalbau im Bereich Neuhäusl begonnen wird.


Kindergartenausschussobmann August Wieneroither gibt bekannt, dass in der nächsten Ausschusssitzung über die Schulsprengeleinteilung gesprochen werden muss.


Bauausschussobmann Anton Landauer gibt bekannt, dass sich der Bauausschuss in der letzten Zusammenkunft neben den Flächenwidmungsplanänderungen auch mit dem Bau-vorhaben der Firma Selina am Hilfberg auseinandergesetzt hat und wurden Planänderun-gen verlangt.


Umweltausschussobfrau Strobl Gertraud berichtet, dass es aufgrund wiederholter Kritik, insbesonders betreffend Verunreinigung, zur Entfernung der Müllsammelinsel im Bereich Weißenstein gekommen ist.

14.
Allfälliges;


GR. Fritz Ramsauer urgiert gegenüber dem Bürgermeister, dass die Kreditverträge beim Reinhaltungsverband von einer Beraterfirma überprüft werden. Weiters weist er darauf hin, dass am Gemeindeamt ein Schaukasten besteht, welcher durch die ÖVP genutzt wird und müsse dieser entweder von allen Parteien oder von keiner verwendet werden dürfen.


GV. Johann Pöllmann gibt bekannt, dass die Wildbachverbauung die Verbauungsarbeiten im Bereich Struberbach/Iltaisbach beendet hat und seiner Meinung nach noch weitere Arbeiten notwendig gewesen wären. Weiters gibt er bekannt, dass sich die Zufahrt zum Urnenfriedhof in einem sehr schlechten Zustand befindet.

2/14/2003


GR.-Ersatzmitglied Matthias Spielberger kritisiert, dass sich die entlang der Gemeinde-straße Hölzldorf geplante Lärmschutzwand zu nahe am Gemeindeweg befindet und es dadurch zu Behinderung bei der Schneeräumung und zu Glatteisbildung im Winter kommen kann.

15.
Genehmigung der letzten Verhandlungsschrift;


Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift vom 18.03.2003, Nr. 1/2003, keine Erinnerungen eingebracht wurden; er erklärt sie daher für genehmigt.

E N D E :   21.10 Uhr

